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sundheitszustandes für den persönlichen
Bedarf,

— Ärzten nur in der Art und dem Umfang
gestattet, wie sie diese in Ausübung ih­
rer dienstlichen Obliegenheiten 

als Arzneimittel während der Reise oder 
des Aufenthaltes benötigen.

§ 8

(1) Zur Betreuung von Suchtkranken 
sowie zur Verhütung von entsprechenden 
krankheitsbedingten Gefahren für das ge­
sellschaftliche Zusammenleben haben die 
zuständigen staatlichen Organe die erfor­
derlichen Regelungen zu treffen.

(2) Der Minister für Gesundheitswesen 
regelt die gesundheitliche Betreuung der 
Suditkranken und damit verbundene Ver­
pflichtungen einschließlich der Erfassung 
der im Abs. 1 genannten Personen.

(3) Für die medizinische Betreuung 
Suchtkranker finden die Bestimmungen des 
Gesetzes vom 11. Juni 1968 über die Ein­
weisung in stationäre Einrichtungen für 
psychisch Kranke (GBl. I Nr. 13 S. 273) An­
wendung.

(4) Wer zum Suchtmittelmißbrauch ver­
leitet, ist unbeschadet einer strafrechtlichen 
Verfolgung für die Folgen und Kosten 
schadenersatzpflichtig.

§9

(1) Jeder Bürger, der glaubhaft Kennt­
nis über einen illegalen Verkehr mit Sucht­
mitteln erhält, ist verpflichtet, darüber bei 
der Deutschen Volkspolizei, der Staatsan­
waltschaft oder anderen staatlichen Orga­
nen Anzeige zu erstatten.

(2) Soweit Ärzte, Zahnärzte, Tierärzte, 
Apotheker und mittlere medizinische Fach­
kräfte sowie in medizinischen Einrichtun­
gen tätige Psychologen Beobachtungen über 
einen medizinisch nicht indizierten Ge­
brauch von Suchtmitteln machen, sind sie 
im Interesse erkrankter bzw. gefährdeter 
Personen verpflichtet, die für das Gesund- 
heits- und Sozialwesen zuständigen staat­
lichen Organe zu informieren.

810

(1) Wer vorsätzlich
a) Suchtmittel entgegen den Bestim­

mungen des §7 oder Gegenstände, die der

mißbräuchlichen Verwendung oder rechts­
widrigen Veräußerung von Suchtmitteln 
dienen, über die Grenzen der Deutschen 
Demokratischen Republik ein- oder aus­
führt oder durch das Gebiet der Deutschen 
Demokratischen Republik durchführt,

b) ohne die gemäß §3 Abs. 1 erforder­
liche Ausnahmegenehmigung des Ministers 
für Gesundheitswesen oder Verschreibung 
oder Anforderung oder staatliche Erlaubnis 
zum Verkehr mit Suchtmitteln oder ohne 
Einhaltung der mit einer solchen Erlaubnis 
verbundenen Auflagen, oder Festlegungen 
über den Inhalt und Umfang des Suchtmit­
telverkehrs Suchtmittel gewinnt, herstellt, 
be- oder verarbeitet oder in sonstiger Weise 
mit Suchtmitteln umgeht, insbesondere sie 
behandelt, veräußert, abgibt, erwirbt, sich 
verschafft, besitzt oder aufbewahrt,

c) gegenüber dem zuständigen staat­
lichen Organ in einem Antrag unrichtige 
Angaben macht oder von einem Antrag, der 
unrichtige Angaben enthält, Gebrauch 
macht, um eine staatliche Erlaubnis zum 
Verkehr mit Suchtmitteln zu erlangen,

d) den Mißbrauch von Suchtmitteln be­
günstigt oder einen anderen zum Mißbrauch 
von Suchtmitteln verleitet,

e) als Arzt, Zahnarzt oder Tierarzt 
Suchtmittel ohne medizinische Indikation 
verordnet oder verabreicht,

f) Jugendliche unter 18 Jahren am Ver­
kehr mit Suchtmitteln beteiligt,
wird mit Freiheitsstrafe bis zu 5 Jahren, 
Verurteilung auf Bewährung, Haftstrafe 
oder Geldstrafe bestraft.

(2) Wer sich vorsätzlich Suchtmittel mit 
dem Ziel verschafft, sie mißbräuchlich 
selbst anzuwenden, wird mit Freiheits­
strafe bis zu 2 Jahren, Verurteilung auf Be­
währung, Haftstrafe oder Geldstrafe be­
straft.

(3) In schweren Fällen ist auf Freiheits­
strafe bis zu 10 Jahren zu erkennen. Ein 
schwerer Fall liegt insbesondere vor, wenn

a) der Täter Kinder oder Jugendliche 
zum Mißbrauch von Suchtmitteln verleitet 
oder diesen begünstigt,

b) die Tat nach Abs. 1 von einer Gruppe 
oder wiederholt mit großer Intensität oder, 
um einen erheblichen Vorteil für sich oder 
andere zu erlangen, begangen wird,

c) die Tat nach Abs. 1 zu einer schweren 
Gefährdung der Ordnung und Sicherheit im 
Verkehr mit Suchtmitteln geführt hat oder 
eine erhebliche Gefahr für die Gesundheit


